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Die Stimmung ist schlecht im 
Land –  und das ist so ganz und 
gar nicht verwunderlich. Die 
Corona-Krise wird von der 
Energiekrise überlappt und 
trotz der Entlastungsankündi-
gungen des Bundes am Wo-
chenende gibt es keine Aus-
sicht auf Besserung. Im 
Gegenteil: Der Eindruck, dass 
sich immer neue Probleme 
auftun, ohne dass die bisheri-
gen gelöst sind, sorgt bei den 
Menschen im Land für ein his-
torisches Stimmungstief.

Dazu kommen alte ungelös-
te Fragen, die im Lichte der 
aktuellen Energiekrise noch 
stärker drücken, wie sich in 
einer Umfrage baden-würt-
tembergischer Tageszeitungen 
zeigt. Das eigene Zuhause, be-
zahlbarer Wohnraum, halten 
immer noch die meisten Men-
schen für das drängendste 

Problem in diesem Land. Das 
ist kein Wunder, dürfte doch 
in der Angst um die eigenen 
vier Wände   in einem nicht ge-
ringen Maße die Sorge um 
steigende Energiekosten mit-
schwingen.

Und die Energiekrise trifft 
Eigentümer und Mieter glei-
chermaßen. Wer daran  etwas 
ändern will, dem stehen Hin-
dernisse im Weg, die bereits 
vor der aktuellen Lage da wa-
ren oder sich  verschärft ha-
ben. Mieter haben vor allem 
in Ballungszentren kaum Aus-
wahl, was ihren Wohnraum 
angeht –  dabei noch eine kos-
ten- und klimafreundliche Hei-
zung zu berücksichtigen, ist in 
vielen Städten ein Ding der 
Unmöglichkeit. Und Eigentü-
mer, die ihre Immobilie noch 
nicht auf den neuesten Stand 
gebracht haben, scheitern mo-

mentan an Material- und Fach-
kräftemangel.

Wer hier allerdings zu große 
Hoffnungen in die Landesre-
gierung setzt, dürfte bitter 
enttäuscht werden. Deren 
Spielräume sind  ausgerechnet 
beim Thema Wohnen be-
grenzt. Um zu signalisieren, 
dass das Thema trotz der Hilf-
losigkeit erkannt wurde, hat 
der Ministerpräsident einen 
Strategiedialog ins Leben geru-
fen. Doch Reden zu schwingen 
wird die Probleme der Men-
schen nicht lösen.

Geradezu zynisch mag es da 
dem ein oder anderen vor-
kommen, wenn der Minister-
präsident sich in Interviews 
nicht scheut, den Mitbürgern 
Tipps zur Körperpflege mit 
Waschlappen anheim zu stel-
len, um Energie zu sparen, die 
ein bundesweites Kopfschüt-

teln hervorrufen. Zu Recht: 
Viele der Energiespartipps von 
Politikern zeigen, wie weit weg 
sie vom alltäglichen Leben der 
Menschen sind, die vieles da-
von längst beherzigen.

Dabei ist der Ruf zur Eigen-
verantwortung beim Energie-
sparen nicht ganz falsch. Denn 
noch etwas zeigt sich in der 

aktuellen Umfrage. Nach zwei-
einhalb Corona-Jahren und im 
Lichte des dritten Entlastungs-
pakets, ist die Hoffnung auf 
Hilfe vom Staat eine gefährli-
che Gewohnheit geworden.

Das wird deutlich in der Ein-
schätzung zur finanziellen Lage 
des Landes. Zwar hält nur 
knapp jeder Dritte die Finanz-
politik des Landes für solide, 
gleichzeitig glaubt mehr als die 
Hälfte, dass neue Schulden un-
umgänglich sind. In dieser Wi-
dersprüchlichkeit schwingt 
auch der diffuse Wunsch mit, 
der Staat werde es am Ende 
irgendwie schon richten. Die-
ser kann nur enttäuscht wer-
den.

Landesfinanzminister Danyal 
Bayaz plant ohne neue Schul-
den. Doch auch wenn er das 
nach der Steuerschätzung im 
November möglicherweise 
nicht mehr halten kann, ste-
hen die Vorzeichen schlecht, 
dass sich an der allgemeinen 
Kassenlage etwas ändern wird. 
Alle Härten wird der Staat 
nicht abfedern können.

Staat kann nicht alle Härten abfedern
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Großbritannien hat zum vier-
ten Mal in sechs Jahren eine 
neue Regierungschefin. Liz 
Truss übernimmt von Boris 
Johnson.

Balmoral. Liz Truss ist neue 
Premierministerin des Ver-
einigten Königreichs. Die bis-
herige Außenministerin wur-
de am Dienstag von Queen 
Elizabeth II. auf Schloss Bal-
moral in Schottland zur Nach-
folgerin von Boris Johnson er-
nannt. Johnson war zuvor 
ebenfalls auf Schloss Balmo-
ral von der Queen formell aus 
dem Amt entlassen worden. 
Johnson nahm am Morgen 
mit einer Rede Abschied von 
der Nation. Seiner Nachfolge-
rin sagte er dabei »nichts als 
energische Unterstützung« 
zu. Doch politische Beobach-
ter schließen nicht aus, dass 
Johnson bereits seine Rück-
kehr an die Regierungsspitze 
plant.

Queen läutet 
Wechsel an der 
Spitze ein

Bundeswehr nimmt 
Mali-Einsatz auf
Berlin. Die im westafrikani-
schen Mali eingesetzten Blau-
helmsoldaten der Bundes-
wehr nehmen ihre wegen Un-
stimmigkeiten mit der Militär-
regierung ausgesetzte 
Aufklärungsmission nun wie-
der auf. Der »operative Bei-
trag« für die UN-Mission Mi-
nusma werde am Dienstag 
fortgesetzt, sagte ein Sprecher 
des Einsatzführungskomman-
dos. 

Erdogan droht 
Griechenland erneut
Istanbul. Der türkische Präsi-
dent Recep Tayyip Erdogan 
(Bild) hat dem Nachbarn 
Griechenland erneut scharf 
gedroht. »Wir können plötz-

lich eines Nachts kommen«, 
sagte Erdogan am Dienstag 
vor einer dreitägigen Balkan-
reise. Bereits am Samstag hat-
te Erdogan Griechenland die 
Besetzung von Inseln vorge-
worfen und eine offene Dro-
hung ausgesprochen.

Maskenpflicht: Ende 
in Zügen gefordert
Berlin. Die Lufthansa hat Plä-
ne der Ampel-Koalition für 
ein vorläufiges Ende der Co-
rona-Maskenpflicht in Flug-
zeugen zum Herbst begrüßt.  
Die Maskenpflicht gerät nun  
auch beim Zugverkehr in die 
Diskussion. Der Wegfall müs-
se  für alle anderen öffentli-
chen Verkehrsmittel auch gel-
ten, teilte der Lobbyverband 
Allianz pro Schiene  mit. 

gung haben«. Es sei völlig le-
gitim, dass die FDP etwas an-
ders auf die Atomkraft blicke. 
»Jetzt geht es um die Energie-
versorgung im kommenden 
Winter, da wird die Regie-
rung sehr einvernehmlich 
handeln.«

Der FDP ist der Ansicht, 
dass für Versorgungssicher-
heit und Preisdämpfung alle 
drei verbliebenen Atomkraft-
werke am Netz bleiben soll-
ten. Ein Weiterbetrieb wäre 
auch »ein wichtiges Signal an 

unsere Partner in Europa, 
dass wir alles tun, um Strom 
nicht unnötig zu verknap-
pen«, meinte am Dienstag 
FDP-Klimaexperte Lukas 
Köhler. Parteichef Christian 
Lindner verlangt den Weiter-
betrieb der drei Kraftwerke 
»bis mindestens in das Jahr 
2024 hinein«.

Wie berichtet, will Wirt-
schaftsminister Habeck die 
Meiler Neckarwestheim und 
Isar 2 zum Jahresende vom 
Netz nehmen und bis Mitte 

April 2023 in eine »Einsatzre-
serve« überführen. Falls zur 
Stabilisierung der Netze zu-
sätzliche Strommengen benö-
tig werden, sollen die Anla-
gen binnen etwa einer Woche 
wieder hochgefahren werden. 
Im dritten noch in Betrieb be-
findlichen Atomkraftwerk 
Emsland (Niedersachsen) soll 
Ende 2022 definitiv Schluss 
sein mit der Stromproduk-
tion, bei den beiden anderen 
viereinhalb Monate später. 
Am Atomausstieg werde 

Die Liberalen pochen da-
rauf, dass die verbliebenen 
Kraftwerke über den Jah-
reswechsel hinaus Strom 
produzieren. Bundeswirt-
schaftsminister Habeck  
möchte das Ende  besie-
geln und zwei Meiler vo-
rübergehend betriebsbe-
reit halten.

n Von Thorsten Knuf

Berlin. Der Plan von Bundes-
wirtschaftsminister Robert 
Habeck (Grüne), zwei Atom-
kraftwerke für wenige Mona-
te in eine Art Kaltreserve zu 
überführen und den dritten 
verbliebenen Meiler wie vor-
gesehen Ende 2022 ganz ab-
zuschalten, wird zur Belas-
tungsprobe für die Ampelko-
alition. Kanzler Olaf Scholz 
(SPD) stellte sich hinter Ha-
becks Vorschlag. Die FDP 
hingegen machte am Diens-
tag abermals deutlich, dass sie 
angesichts der Energiekrise in 
Europa einen vorübergehen-
den Weiterbetrieb aller drei 
Kraftwerke für unverzichtbar 
hält.

»Grundsätzlich bleibt es 
beim Ausstieg aus der Atom-
energie«, sagte Scholz der 
»FAZ«. Für den Winter werde 
aber ermöglicht, dass die 
Kraftwerke Neckarwestheim 
(Baden-Württemberg) und 
Isar 2 (Bayern) bis ins nächste 
Jahr hinein laufen können, 
»damit wir auf jeden Fall aus-
reichend Strom zur Verfü-

nicht gerüttelt, hatte Habeck 
am Montagabend bei der Prä-
sentation eines »Stresstests« 
der vier Übertragungsnetzbe-
treiber gesagt.

Europas Strommarkt  in 
schweren Turbulenzen

 Europas Strommarkt befindet 
sich derzeit in schweren Tur-
bulenzen. Das hat mit der 
Verknappung von Erdgas im 
Zusammenhang mit dem rus-
sischen Angriffskrieg gegen 
die Ukraine zu tun. Außer-
dem produziert in Frankreich 
derzeit nur die Hälfte der dor-
tigen Atomkraftwerke Strom. 
Wegen niedriger Wasserstän-
de bei zahlreichen Flüssen in 
Europa ist es schwieriger ge-
worden, Kohlekraftwerke mit 
Nachschub zu versorgen.

Regierungschef Scholz 
steht jetzt vor der Aufgabe, 
die Meinungsverschiedenhei-
ten in der Koalition intern zu 
klären oder zumindest so weit 
herunterzudimmen, dass sie 
das Arbeitsklima nicht weiter 
belasten. Am 9. Oktober wird 
in Niedersachsen ein neuer 
Landtag gewählt. In der Wo-
che darauf treffen sich die 
Grünen zu einem Bundespar-
teitag in Bonn. Hier ist eben-
falls mit Debatten über den 
Habeck-Vorschlag zu rech-
nen. Scholz wird an diesem 
Mittwoch im Bundestag im 
Rahmen der Haushaltsdebat-
te das Wort ergreifen. In sei-
ner Rede dürfte auch die Lage 
auf den Energiemärkten eine 
Rolle spielen. 

Scholz stützt Habecks Atom-Pläne
Energie | Streit um Kraftwerke entfacht / FDP ist der Ansicht, dass die drei Meiler am Netz bleiben sollen 

Im Atomkraftwerk Emsland in Niedersachsen soll Ende 2022 definitiv Schluss sein mit der Strom-
produktion. Foto: Gentsch 
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Berlin. Bei der Vorlage des 
Haushaltsentwurfs für das 
kommende Jahr hat das Bun-
desfinanzministerium bekräf-
tigt, die im Grundgesetz ver-
ankerte Schuldenbremse 
müsse wieder eingehalten 
werden. Die Inflation und 
ihre Folgen seien größtes ak-
tuelles Problem in Deutsch-
land, sagte Finanzstaatssekre-
tär Florian Toncar am Diens-
tag im Parlament.  »Wir erle-
ben explodierende 
Energiepreise und in Deutsch-
land eine Inflation im August 
von 7,9 Prozent bei gleichzei-

tig stark zurückgehendem 
Wirtschaftswachstum«, sagte 
Toncar. 

Kritik kam von der Opposi-
tion. Der CSU-Haushaltspoli-
tiker Sebastian Brehm sprach 
von einer »Mogelpackung 
und warf der Bundesregie-
rung vor: »Sie legen einen 
Haushalt vor, der von Anfang 
an nicht stimmt.« In der Haus-
haltswoche werden bis Frei-
tag die Etats der einzelnen Mi-
nisterien diskutiert. Der Etat 
sieht Ausgaben von 445,2 Mil-
liarden Euro vor –  deutlich 
weniger als in den vergange-
nen Jahren, als die Haushalte 
noch stärker von Wirtschafts-

hilfen in der Corona-Pande-
mie geprägt waren. 

 Die Ausgaben für Investitio-
nen bleiben mit mehr als 50 
Milliarden auf vergleichswei-
se hohem Niveau. Größter 
Block ist der Verkehr. Mehr 
Mittel eingeplant sind für das 
Elterngeld, sozialen Woh-
nungsbau, Bafög, Entwick-
lungszusammenarbeit und 
humanitäre Hilfe.  Wichtige 
Investitionen für Klimaschutz, 
etwa die Förderung der erneu-
erbaren Energien, der Aufbau 
einer Ladeinfrastruktur und 
die Dekarbonisierung der In-
dustrie, werden aus einem 
Sondervermögen gestemmt.

Kampf gegen steigende Preise
Finanzen | Haushaltsentwurf sieht weniger Ausgaben vor

Grüner Scherbenhaufen Karikatur: Tomicek
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n Kurz notiert
Medien: EU plant 
Freiheitsgesetz
Brüssel. Medien in der Euro-
päischen Union sollen nach 
dem Willen der EU-Kommis-
sion künftig besser vor Versu-
chen der Einflussnahme ge-
schützt werden. Die Kommis-
sion werde in der kommen-
den Woche den Entwurf für 
ein Medienfreiheitsgesetz 
vorlegen, sagte Vizepräsiden-
tin Vera Jourova am Diens-
tagabend in Brüssel zum Start 
des European Newsroom  –  
einem Kooperationsprojekt 
europäischer Nachrichten-
agenturen.




